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Abstract: Vor dem Hintergrund des Konflikts mit der Ukraine bemüht sich Russland um die Festigung
seines Einflusses im postsowjetischen Raum. Es positioniert sich als Grossmacht zwischen Europa und
Asien.
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Russland setzt auf
Eurasien als Machtbasis
Wunsch nach Pförtnerrolle in der eigenen Interessensphäre
Vor dem Hintergrund des
Zerwürfnisses mit demWesten
bemüht sich Russland um die
Festigung seines Einflusses im
postsowjetischen Raum. Es




Russland betrachtet den postsowjeti-
schen Raum als seine Interessensphäre.
Moskau hat daher wiederholt versucht,
seine Nachbarn stärker an sich zu bin-
den. Im Oktober 2011 präsentierte der
damals alsMinisterpräsident amtierende
Wladimir Putin in der Zeitung «Iswes-
tija» ein besonders ambitioniertes Pro-
jekt: Als Gegengewicht zur Europäi-
schen Union schlug er die Schaffung
einer Eurasischen Union vor. Diese
sollte sich nicht von derWelt abkapseln,
sondern in einer Freihandelszonemit der
EU einenMarkt «von Lissabon bisWla-
diwostok» schaffen.
Die Vision dieses «Grosseuropas»
zerschlug sich spätestens 2014, mit der
Abkehr derUkraine vonRussland.An-
stelle von «Grosseuropa» betont Mos-
kau nun «Grosseurasien», einen Raum,
in dem sich Russland als Machtfaktor
zwischen Europa undAsien zu positio-
nieren sucht.Der Kreml weiss, dass dies
nur gelingen kann, wenn Russland
nicht weiter an Einfluss in seiner Nach-
barschaft einbüsst. Auch ohne die
Ukraine hält er deshalb an dem Inte-
grationsprojekt fest.
Die Grenzen russischer Macht
In der Tat hat sich die 2015 gegründete
Eurasische Wirtschaftsunion zum wich-
tigsten Instrument russischen Einflusses
in seiner Nachbarschaft entwickelt. Das
aus der Zollunion zwischen Russland,
Weissrussland und Kasachstan hervor-
gegangene Bündnis umfasst auchArme-
nien und Kirgistan. Ähnlich wie in der
EU haben sich die Mitglieder verpflich-
tet, einen gemeinsamen Markt zu schaf-
fen, in demWaren, Personen,Dienstleis-
tungen und Kapital frei zirkulieren kön-
nen. Auch wenn dieses Ziel noch längst
nicht realisiert worden ist, erweist sich
die Union als das bisher erfolgreichste
Integrationsprojekt auf postsowjeti-
schem Boden.
Im Vordergrund steht nicht die Wie-
derherstellung der Sowjetunion. Den
Unionsmitgliedern, auch Russland,
widerstrebt es, Souveränität an die supra-
nationalen Institutionen derUnion abzu-
treten. Die wichtigsten Entscheide wer-
den imKreis der Staatschefs und imKon-
sens getroffen. Russlands Interesse am
Projekt ist dabei nur beschränkt wirt-
schaftlich begründet, macht Russlands
Handel mit den vier anderen Mitglied-
staaten doch nur sechs Prozent seines
Gesamthandels aus. Im Zentrum steht
vielmehr die Geopolitik:Durch regionale
Allianzen will Russland an internationa-
ler Bedeutung gewinnen. Im postsowje-
tischen Raum strebt es den Platz eines
Pförtners an, der über die Bewegungen
in seiner Einflusszone wacht und verhin-
dert, dass jemand daraus ausschert.
Russland ist die wichtigste Kraft der
Union und hat den grössten Einfluss auf
die Entscheidungsprozesse. Allerdings
wäre es falsch, anzunehmen, dass sich
Russland über die Interessen der anderen
einfach hinwegsetzen könnte. Aus Angst
vor Vergeltung werden sich Russlands
Nachbarn hüten, den Austritt aus der
Union zu wagen. Doch weil sie wissen,
welch grosse Bedeutung der Kreml dem
Unionsprojekt beimisst, sind sie gegen-
über Moskau nicht notwendigerweise in
einer schwachen Position.
So droht Weissrussland jedes Mal mit
dem Boykott von Integrationsvorhaben,
sollte Moskau die weissrussische Wirt-
schaft nicht mit verbilligten Rohstoffen
subventionieren. Ungeachtet ihrer Mit-
gliedschaft in der Eurasischen Wirt-
schaftsunion haben Kasachstan und
Armenien Partnerschaftsabkommen mit
der EU unterzeichnet, und Kasachstan
schliesst nach wie vor bilaterale Abkom-
menmit China ab.Zwarmöchte Russland
vermeiden, dass die Integration zur wirt-
schaftlichen Belastung wird. Gleichzeitig
hatMoskau aber ein Interesse daran,dass
sich das eurasische Projekt erfolgreich
entwickelt.Deshalb tendiert die russische
Führung dazu, denAnliegen der anderen
entgegenzukommen.
Wachsende Bedeutung Asiens
Auch wenn der Weg hin zu einer voll-
wertigen Wirtschaftsgemeinschaft noch
weit ist, so scheint das Projekt nach Start-
schwierigkeiten an Schwung gewonnen
zu haben:Die wirtschaftlichen Indikato-
ren zeigen nach oben, und der Handel
entwickelt sich positiv. Meinungsumfra-
gen belegen, dass die grosse Mehrheit
der Bevölkerung die Annäherung ehe-
maliger Sowjetrepubliken begrüsst.
Auch in internationaler Hinsicht hat
die Union Erfolge zu verzeichnen. 2016
konnte mit Vietnam ein Freihandels-
abkommen abgeschlossen werden. Im
Mai 2018 wurden mit China und Iran
Wirtschafts- und Handelsabkommen
unterzeichnet. Gespräche über Frei-
handelsabkommen führt die Eurasi-
sche Kommission mit Indien, Singapur,
Serbien, Ägypten und Israel. Sollte mit
China in Zukunft ein umfassendes Frei-
handelsabkommen vereinbart werden,
dann würde dies nicht nur den Handel
ankurbeln. Für Moskau wäre dies auch
ein politischer Erfolg.Denn damit würde
Peking die regionale Vormachtstellung
Russlands bis zu einem gewissen Grade
anerkennen. In wirtschaftlicher Hin-
sicht dürften Russlands Möglichkeiten,
namentlich in Zentralasien dem Ein-
fluss Chinas entgegenzutreten, dennoch
beschränkt bleiben.
In welche Richtung sich die Union
entwickelt, hängt letztlich auch von der
Position Europas ab. Asien hat zwar an
Bedeutung gewonnen, doch die EU ist
nach wie vor der wichtigste Handelspart-
ner der Eurasischen Wirtschaftsunion.
Während Brüssel in der Union ein russi-
sches Projekt erkennt und dieAufnahme
eines Dialogs verweigert, tritt diese in
Asien als willkommener Kooperations-
partner in Erscheinung. Sollten sich die
Beziehungen zwischen Europa und
Russland nicht bald normalisieren, kann
dies dazu führen, dass sich die Handels-
ströme auf dem eurasischen Kontinent
weiter Richtung Osten verschieben.
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seine Streitkräfte auf einen Konflikt mit
den USA eingestellt. Dabei setzte die
Volksbefreiungsarmee ihrerseits auf eine
«Ausgleichsstrategie», in der neben
einemLuftverteidigungssystem zumTeil
russischer Provenienz vor allem präzi-
sionsgelenkte, konventionell bestückte
Kurz- und Mittelstreckenraketen eine
zentrale Rolle spielen.
Steigende Interventionskosten
Obwohl sie auf einer anfangs noch sehr
bescheidenen industriellen Kapazität be-
ruhten, führten diese Massnahmen zu
einer dramatischen Verschlechterung
derAusgangslage für die amerikanischen
Streitkräfte. Eine Studie der Rand Cor-
poration kam 2017 zum Schluss, dass sich
der notwendige Kräfteansatz für eine er-
folgreiche Luftoffensive zur Unterstüt-
zung Taiwans seit 1996 mindestens ver-
zehnfacht hat. Die alles entscheidende
Eroberung der Lufthoheit ist damit
kaummehr in einem operativ relevanten
Zeitraum und bei erträglichen eigenen
Verlusten zu bewerkstelligen. Vor die-
sem Hintergrund verwundert es auch
nicht, dass das Selbstbewusstsein, mit
demWashington traditionell militärische
Unterstützung zugesichert hatte, ge-
schwunden ist.
Mit der Fähigkeit, zeitgerecht undmit
politisch vertretbaren Kosten militärisch
zu intervenierten, steht und fällt nicht
nur das Bündnis mit Taiwan. AuchAlli-
ierte, die nicht an vorderster Front von
den sich verschiebenden Kräfteverhält-
nissen betroffen sind, müssen damit
rechnen, dass die Glaubwürdigkeit der
amerikanischen Sicherheitsgarantien
weiter erodiert. Dies gilt umso mehr, als
mögliche Herausforderer bei den Mili-
tärtechnologien der nächsten Genera-
tion – etwa bei künstlicher Intelligenz,
Hyperschallwaffen oder Quantenrada-
ren – keine jahrzehntelangen Rück-
stände aufholen müssen.
DieAbnahme der westlichen militär-
technologischenÜberlegenheit lässt sich
vermutlich nicht mehr verhindern.Aller-
dings werden insbesondere die USA den
Verlust ihresVorsprungs keinesfalls pas-
siv hinnehmen. Die systematische Ab-
schöpfung technologischer Kompetenz
und der Diebstahl geistigen Eigentums
werden nicht länger als Kavaliersdelikte
behandelt. Dementsprechend wird die-
ser Problembereich nun auf hoher
Ebene verstärkt thematisiert.
Die Einführung von Screening-
Mechanismen für ausländische Direkt-
investitionen hat sich dabei zuletzt als
möglicher Ansatz etabliert. Dies kann
jedoch bestenfalls eine Teillösung sein.
Auch engere Partnerschaften zwischen
staatlichen und privaten Akteuren im
Bereich der Cybersicherheit können
den Abfluss kritischer Kompetenzen
verringern. Einem System effektiven
Wirtschaftsschutzes, das auch für den
langfristigen Erhalt der eigenen Kon-
kurrenzfähigkeit zu forcieren wäre,
steht dagegen gerade in Europa die Nai-
vität vieler Politik- und Wirtschafts-
akteure imUmgangmit den Schwellen-
ländern entgegen. Die Erkenntnis, dass
Fragen der nationalen Sicherheit aus
diesen Beziehungen nicht länger ausge-
klammert werden können, dürfte sich
jedoch in den kommenden Jahren nach
und nach durchsetzen.
Auf der militärischen Ebene sind
Initiativen zur Erhaltung technologi-
scher Vorsprünge in kritischen Berei-
chen bis jetzt unzureichend finanziert.
Dies gilt selbst für die USA. Zugleich
bleibt das zivile Innovationsbiotop des
Silicon Valley für das Pentagon, allen
anderslautenden Hoffnungen zum
Trotz, schwer zugänglich. Das zu
ändern, wird gerade jene Aufstockun-
gen der staatlichen F&E-Budgets erfor-
dern, die man durch Kooperation mit
den zivilen Unternehmen gerne ver-
mieden hätte.
Herausforderungen für Europa
Für Europa ergibt sich mit wachsender
Verantwortung für die eigene Sicherheit
auch die Chance, in der Verteidigungs-
und Industriestrategie neueWege zu be-
schreiten.Zugleich kann sich dieMilitär-
planung auf die historische Tatsache be-
sinnen, dass die umfassende Technolo-
gieführerschaft weder eine ausreichende,
noch eine zwingend notwendigeVoraus-
setzung für eine eigenständige Verteidi-
gungsfähigkeit darstellt. Fest steht je-
doch, dass ohne die militärtechnologi-
sche Überlegenheit der USA, die bis
jetzt vergleichsweise «kostengünstige»
Interventionen ermöglicht hat, auch der
Wert von Beistandszusagen im Rahmen
von Bündnissen schwinden wird.
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China hat in allen Bereichen aufgerüstet und demonstriert selbstbewusst seine neue Schlagkraft anlässlich einer Militärübung im Chinesischen Meer. REUTERS
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